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VORWORT 

Kommunalpolitische Positionen 
für den Schwalm-Eder-Kreis

Mit ihren kommunalpolitischen Positionen leistet unsere Industrie- und Handelskammer  
(IHK) Kassel-Marburg einen wichtigen Beitrag zur politischen Meinungsbildung im Vor-
feld der Kommunalwahlen 2026. Sie vertritt dabei das Gesamtinteresse der regionalen 
Wirtschaft. Gleichzeitig verstehen wir uns als verlässlicher Partner der Kommunen sowie 
der politischen Entscheidungsträgerinnen und -träger. Uns eint das Ziel, unseren Standort 
zukunftsfest aufzustellen. Dabei kommt es entscheidend darauf an, seine Wettbewerbs- 
fähigkeit zu stärken.

Die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rahmenbedingungen verändern sich derzeit 
tiefgreifend: Globale Machtverschiebungen, geopolitische Spannungen, unsichere Ener-
gie- und Rohstoffmärkte sowie der anhaltende Fachkräftemangel fordern Unternehmen 
wie Kommunen gleichermaßen heraus. Die aktuelle Konjunkturumfrage unserer Indust-
rie- und Handelskammer zeichnet ein klares Bild: Der erhoffte Aufschwung bleibt bislang 
aus. Viele Betriebe blicken verhalten in die Zukunft, Investitionen werden aufgeschoben 
und die Unsicherheit über die weitere wirtschaftliche Entwicklung ist groß. Unsere Region 
steht vor strukturell anspruchsvollen Aufgaben, die entschlossenes und vorausschauen-
des Handeln auf allen politischen Ebenen erfordern.

Gerade auf kommunaler Ebene werden entscheidende Weichen für die Zukunftsfähigkeit 
des Wirtschaftsstandorts Nordhessen und Marburg gestellt. Hier entsteht der Rahmen für 
Wachstum und Beschäftigung – durch eine vorausschauende Flächenpolitik, leistungsfä-
hige Infrastrukturen, eine moderne und serviceorientierte Verwaltung, starke Bildungsan-
gebote und den konsequenten Ausbau digitaler Strukturen.

Ziel verantwortungsvoller Kommunalpolitik muss es sein, Innovationen zu fördern und 
nachhaltiges Wachstum zu ermöglichen. Politisches Handeln, das sich an den Bedarfen 
der Wirtschaft orientiert, ist heute wichtiger denn je – denn eine starke Wirtschaft ist die 
Grundlage für gute Politik und eine lebenswerte Region.

Désirée Derin-Holzapfel 
Präsidentin der IHK Kassel-Marburg

Johannes Seyffarth 
Vorsitzender der IHK-Regional- 
versammlung Schwalm-Eder-Kreis

Désirée Derin-Holzapfel 
Präsidentin der IHK Kassel-Marburg

Johannes Seyffarth 
Vorsitzender der IHK-Regional-
versammlung Schwalm-Eder-Kreis
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I. Fachkräftesicherung
Die Gewinnung und Sicherung von Fachkräften ist eine zentrale Herausforderung für die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Region. Der demografische Wandel führt zu einem 
schrumpfenden Erwerbspersonenpotenzial, während gleichzeitig die Anforderungen 
an Qualifikationen aufgrund technologischer und struktureller Veränderungen steigen. 
Zahlreiche Unternehmen berichten bereits heute von Schwierigkeiten bei der Besetzung 
offener Stellen – sowohl auf Fachkräfte- als auch auf Ausbildungsniveau. Denn das Ange-
bot an qualifizierten Ausbildungsbewerberinnen und -bewerbern reicht in vielen Bran-
chen nicht aus, um den Bedarf zu decken. Dies gefährdet langfristig die Innovations- und 
Wettbewerbsfähigkeit der regionalen Wirtschaft.

Fachkräftesicherung als Wachstumstreiber

Ein starkes wirtschaftliches Wachstum auf kommunaler Ebene erfordert verlässlich ver-
fügbare und gut qualifizierte Fachkräfte. Der demografische Wandel sowie strukturelle 
und technologische Transformationsprozesse verschärfen jedoch den Fachkräftemangel 
zunehmend – insbesondere im Mittelstand und in industriellen Kernbranchen. Gleichzei-
tig sinkt die Zahl ausbildungsinteressierter junger Menschen, während ihre Ausbildungs-
reife häufig nicht ausreicht. 

Für unsere Mitgliedsunternehmen bedeutet dies: Investitionen können nicht realisiert, 
Aufträge nicht bedient und Innovationen nicht umgesetzt werden. Das bremst lokale 
Wertschöpfung, schwächt die Steuerkraft der Kommunen und gefährdet die langfristige 
Wettbewerbsfähigkeit der Region.

Starke Berufsschulen im ländlichen Raum sichern Fachkräfte vor Ort

Berufsschulen sind tragende Säulen unserer Fachkräftesicherung. Die IHK Kassel-
Marburg fordert die kommunalen Entscheidungsträgerinnen und -träger daher auf, sich 
nachdrücklich für den Erhalt und die gezielte Stärkung der Berufsschulen im ländlichen 
Raum einzusetzen. Nur mit einer flächendeckenden, wohnort- und betriebsnahen Be-
schulung ist es möglich, dem zunehmenden Fachkräftemangel in unserer Region wirksam 
zu begegnen.

Insbesondere vor dem Hintergrund des seit mehreren Jahren laufenden Projekts „Die 
zukunftsfähige Berufsschule“ des Hessischen Kultusministeriums ist weiterhin ein kom-
munalpolitischer Schulterschluss gefragt, damit die Berufsschulen vor Ort zukunftsfest 
aufgestellt werden. Moderne Ausstattung, attraktive Lernorte und die Verfügbarkeit von 
qualifiziertem Personal müssen insbesondere in ländlichen Regionen gewährleistet sein. 
Jeder Auszubildende in Nordhessen sowie in der Region Marburg sollte die Möglich-
keit haben, seine Berufsschule möglichst nahe am Ausbildungsbetrieb und Wohnort zu 
besuchen. Denn lange Anfahrtswege gefährden nicht nur den Ausbildungserfolg, sondern 
auch die Attraktivität der dualen Ausbildung insgesamt.
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Forderungen der IHK Kassel-Marburg:
1. Stärkung von Berufsorientierung und Sicherung von 
Übergängen

Die Berufsorientierung in Schulen sollte möglichst 
frühzeitig und praxisnah erfolgen. Gleichzeitig ist eine 
stärkere Verzahnung von allgemeinbildenden und berufli-
chen Bildungswegen notwendig. Allgemeinbildende und 
berufliche Schulen sowie regionale Betriebe sollten dabei 
eng kooperieren und ein passgenaues Matching zwischen 
Schülerinnen und Schülern sowie Betrieben ermöglichen. 
Der Landkreis soll hierzu aktiv regionale Netzwerke för-
dern, Praktikumsbörsen aufbauen und schulnahe Projekte 
gemeinsam mit der Wirtschaft etablieren.

2. Erhöhung von Ausbildungsfähigkeit und -motivation 

Berufsorientierende Angebote für Jugendliche, für solche 
mit Unterstützungsbedarf bis hin zu Gymnasiasten, sowie 
gezielte Motivationskampagnen zur Aufwertung der 
dualen Ausbildung – auch mit Unterstützung kommunaler 
Einrichtungen – sind auszubauen. Zusätzlich ist es wich-
tig, geeignete Unterstützungsangebote zur Verfügung zu 
stellen, um Jugendlichen mit weiter Anreise die Aufnahme 
einer Ausbildung zu erleichtern.

3. Aktivierung von Erwerbspotenzialen 

Die Gewinnung und Sicherung von Fachkräften aus 
dem In- und Ausland sollte stärker im Fokus stehen, zum 
Beispiel über Kontakte zu Partnerstädten. Ein weiteres 
wichtiges Ziel ist die bessere Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Auch gezielte Strategien für Rückkehrende – sei es 
in die Region oder generell in das Arbeitsleben – sollten 
kommunal flankiert und in regionale Entwicklungsstrategi-
en integriert werden.

4. Zukunftsfähige und betriebsnahe Berufsschulen

Es ist notwendig, die Standorte der Berufsschulen im 
Schwalm-Eder-Kreis zu sichern, insbesondere in der 
Fläche. Weiterhin sind Investitionen in die digitale und 
räumliche Infrastruktur der Schulen unabdingbar. Regiona-
le Bildungskonzepte sollten realisiert werden, die sowohl 
betriebliche Bedarfe als auch die demografische Entwick-
lung frühzeitig einbeziehen. Wichtig sind zudem Koopera-
tionen zwischen Kommunen, Schulträgern und Wirtschaft, 
um tragfähige Lösungen für die duale Bildung vor Ort zu 
entwickeln. Dazu gehört es auch, in Zusammenarbeit mit 
Schulträgern, Betrieben und Wohnungsbaugesellschaften 
tragfähige Wohnkonzepte für Auszubildende zu schaf-
fen – etwa in Form von Azubi-WGs, Wohnheimen oder 
Mobilwohnlösungen. Kommunale Unterstützung bei der 
Umsetzung dieser Modelle ist essenziell.



6  Kommunalpolitische Positionen Schwalm-Eder-Kreis

II. Ausbau der Verkehrs- und  
Telekommunikationsinfrastruktur
Der IHK-Bezirk Kassel-Marburg ist in großen Teilen gut an das überregionale Straßen- und 
Schienennetz angebunden. Allerdings gibt es weiterhin erhebliche infrastrukturelle Defizite, 
insbesondere im Schwalm-Eder-Kreis. Landes- und Kreisstraßen sind vielfach in einem 
sanierungsbedürftigen Zustand und beeinträchtigen die innerregionale Mobilität.

Im Personenschienenverkehr gibt es bereits schnelle Anbindungen, jedoch fehlen stünd-
liche und leistungsfähige Fernverkehrsverbindungen auf der Main-Weser-Bahn und der 
Mitte-Deutschland-Verbindung.

Im Bereich der Telekommunikation hat der Ausbau auf FTTC-Niveau (50 Mbit/s) flächen-
deckend stattgefunden. Der FTTH-Ausbau erfolgt sukzessive. Dennoch sind flächende-
ckende Glasfaserverbindungen (FTTH) sowie ein stabiles und zuverlässiges Mobilfunknetz 
(LTE/5G) im Schwalm-Eder-Kreis noch nicht zur Gänze gewährleistet.

Forderungen der IHK Kassel-Marburg:
1. Stärkung der Autobahn- und Bundesstraßenanbindung

Die A49 stellt die wichtigste Verkehrsachse für den südli-
chen IHK-Bezirk dar und ist essenziell für die wirtschaftli-
che Entwicklung des Schwalm-Eder-Kreises.

2. Bergshäuser Brücke: Sicherstellung einer leistungsfä-
higen Fuldaquerung

Die Bedeutung der Bergshäuser Brücke für den Berufs- 
und Wirtschaftsverkehr zwischen Kassel, Baunatal, Eder-
münde und dem südlichen IHK-Bezirk ist groß. Ihr bauli-
cher Zustand ist jedoch kritisch. Ihre Außerbetriebnahme 
vor Fertigstellung einer neuen Brücke muss unbedingt 
vermieden werden. Die zeitnahe Fertigstellung der Bergs-
häuser Brücke für einen dauerhaften Betrieb ist aus Sicht 
der Wirtschaft unerlässlich. 

3. Erhalt und Anpassung von Landes- und Kreisstraßen

Die Finanzmittel für die regelmäßige Instandhaltung und 
den Ausbau sollten auf Landes-, Kreis- und kommunaler 
Ebene erhöht werden. Verbindungen mit nachlassender 
Verkehrsbedeutung können sinnvoll – zum Beispiel touris-
tisch – umgenutzt werden.

4. Ausbau des Schienenfernverkehrs

Ziel ist ein stündlicher Fernverkehrsanschluss auf der 
Main-Weser-Bahn sowie der Mitte-Deutschland-Verbin-

dung. Mit der Bahnreform und der Modernisierungsoffen-
sive des Bundes bietet sich jetzt die Gelegenheit, zusätzli-
che Halte zu realisieren.

5. Flächendeckender Glasfaserausbau (FTTH) und leis-
tungsfähiges Mobilfunknetz

Der flächendeckende Glasfaserausbau (FTTH) sollte mit 
hoher Priorität fortgesetzt werden. Funklöcher in ländli-
chen Räumen sind in Kooperation zwischen Kommunen 
und Netzanbietern schnellstmöglich zu schließen. Der 
vollständige Ausbau auf 5G-Standard ist anzustreben. 
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Kommunen unterstützen aktiv bei der Standortsuche für 
Sendemasten und Infrastruktur.

6. Gewerbegebiete entlang der A49 entwickeln 

Die A49 bietet für den Schwalm-Eder-Kreis ein erhebli-
ches Potenzial zur wirtschaftlichen Entwicklung. Die IHK 
fordert konkret:

�� die zügige Ausweisung und Erschließung neuer Ge-
werbeflächen entlang der A49, zum Beispiel an den 
Anschlussstellen Schwalmstadt, Neuental, Borken und 
Wabern,

�� eine gezielte Flächenentwicklung durch abgestimmte 
kommunale Planungen,

�� eine Anbindung der Gewerbegebiete an Hochleis-
tungsdatenleitungen, öffentlichen Nahverkehr und 
leistungsfähige Zubringerstraßen.

7. Digitale Erreichbarkeit verbessern 

In allen Ortskernen sowie an touristischen und öffentli-
chen Standorten sollen offene WLAN-Netze etabliert und 
ausgebaut werden. Kommunale Digitalisierungskonzepte 
sollten diese Maßnahme integrieren.

8. Gesamtverteidigung berücksichtigen

Es ist anzustreben, die lokale Verkehrsinfrastruktur unter 
dem Aspekt eines möglichen Sicherheits- und Verteidi-
gungsfalls zu überprüfen und zu verbessern. Dazu gehö-
ren:

�� die Befahrbarkeit von Straßen durch militärischen 
Schwerlastverkehr,

�� die Einbindung von Bahnverladestellen, Kasernen und 
kritischer Infrastruktur in regionale Verkehrsplanungen,

�� die Entwicklung kommunaler Notfall- und Katastro-
phenschutzkonzepte im Sinne zivil-militärischer Zusam-
menarbeit.
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III. Gründung und Nachfolge stärken – 
Verwaltung digitalisieren
Die Region Nordhessen und Marburg steht vor der Herausforderung, die Gründungs- und 
Nachfolgedynamik nachhaltig zu stärken. Denn das Gründungsgeschehen stagniert seit 
vielen Jahren auf einem niedrigen Niveau. Hemmnisse stellen insbesondere die kompli-
zierten Verwaltungsverfahren, die unzureichende Digitalisierung kommunaler Dienst-
leistungen sowie insuffiziente Förderstrukturen vor Ort dar. Die Folge: Viele potenzielle 
Gründerinnen und Gründer zögern, ihre Geschäftsidee in die Praxis umzusetzen, oder 
wandern in andere Regionen ab.

Gleichzeitig verschärft sich auch der Handlungsdruck im Bereich der Unternehmens-
nachfolge. Zahlreiche inhabergeführte Betriebe – insbesondere in den ländlich gepräg-
ten Regionen wie dem Schwalm-Eder-Kreis – stehen in den kommenden Jahren zur 
Übergabe an, ohne dass geeignete Nachfolgerinnen oder Nachfolger bereitstehen. Laut 
DIHK-Report „Unternehmensnachfolge 2024“ gibt es bundesweit bereits deutlich mehr 
übergabewillige Unternehmerinnen und Unternehmer als übernahmebereite Interessen-
ten. In Nordhessen und der Region Marburg spiegelt sich dieses Bild insbesondere in den 
Branchen Handel, Gastronomie und unternehmensnahe Dienstleistungen wider. Zusätz-
lich schrecken bürokratische Anforderungen, fehlende Finanzierungsmöglichkeiten und 
komplexe Rechtsvorgaben viele potenzielle Übernehmerinnen und Übernehmer ab.

Zentrale Aufgabe der Kommunalpolitik muss es sein, Gründungen und Nachfolgen aktiv 
zu erleichtern. Doch viele Kommunen sind strukturell und digital nicht ausreichend aufge-
stellt: Gründungsrelevante Verwaltungsprozesse erfolgen vielfach analog, Medienbrüche 
und lange Bearbeitungszeiten erschweren und verzögern die Umsetzung unternehmeri-
scher Vorhaben erheblich.

Die Kommunen in Nordhessen und der Region Marburg müssen eine zentrale Rolle dabei 
einnehmen, die Rahmenbedingungen für unternehmerisches Handeln zu verbessern. 
Dafür braucht es einen Mentalitätswechsel in Verwaltung und Politik: weg vom Verwalten, 
hin zum aktiven Ermöglichen. Im Schwalm-Eder-Kreis kann das Virtuelle Gründerzentrum 
(VGZ) als digitales Instrument diesen Wandel aktiv unterstützen. Es bietet niedrigschwel-
lige digitale Zugänge zu Verwaltung, Beratung und Vernetzungsmöglichkeiten. Das VGZ 
soll kreisweit etabliert und genutzt werden.
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Forderungen der IHK Kassel-Marburg:
1. Digitalisierung und Entbürokratisierung der kommuna-
len Verwaltung 

Gefragt sind digitale One-Stop-Shops für Gründungen: 
Gewerbeanmeldungen, Genehmigungen und Förderan-
träge sollten medienbruchfrei, standardisiert und nutzer-
freundlich digital durchführbar sein. Wünschenswert ist 
außerdem die Etablierung von Praxischecks durch Unter-
nehmen aus der Region, um die Verwaltungsdigitalisierung 
zu verbessern.

2. Etablierung einer gründungsfreundlichen Kommunal-
kultur 

In der Verwaltung sollte es eine Ansprechperson als 
zentrale Kontaktstelle für Gründerinnen und Gründer, 
Start-ups und Nachfolgeinteressierte geben. Konkret sind 
folgende Maßnahmen sinnvoll:

�� die Integration dieser Funktion in das VGZ zur digitalen 
Erreichbarkeit für den gesamten Landkreis,

�� regelmäßige Gründungsdialoge mit regionalen Grün-
dungsinstitutionen (Kammern, Hochschulen, privat-
wirtschaftlichen Initiativen), auch digital über das VGZ 
organisiert,

�� die Bereitstellung und die digitale Vermittlung von 
Coworking-Räumen, Gründungszentren oder leerste-
henden Immobilien (beispielsweise für Pop-up-Stores) 
über das VGZ,

�� digitaler Zugang zu kommunalen Förderprogrammen 
über das VGZ.

3. Aktive Unterstützung von Nachfolge 

Sensibilisierungskampagnen in Zusammenarbeit mit regi-
onalen Gründungsinstitutionen, auch digital über das VGZ, 
können frühzeitig auf das Thema Unternehmensnachfolge 
aufmerksam machen. Wünschenswert sind außerdem:

�� der Aufbau einer digitalen Nachfolgebörse im VGZ zur 
Vermittlung von Übernahmeinteressierten und überga-
bewilligen Unternehmen,

�� die Bereitstellung von Checklisten, Tutorials und Bera-
tungsangeboten im VGZ zur besseren Orientierung,

�� Förderprogramme auf kommunaler Ebene für Investiti-
onen bei der Übernahme von Betrieben, insbesondere 
im ländlichen Raum,

�� bürokratische Entlastungen bei Unternehmensüberga-
be, zum Beispiel bei Genehmigungsverfahren.
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IV. Gemeinschaftsaufgabe Energiewende
Kommunen und Städte müssen zukunfts- und ausfallsicher sowie kosteneffizient gemein-
sam mit den regionalen Energieversorgern eine nachhaltige Energieversorgung sicher-
stellen und das Gelingen der Transformation vor Ort gewährleisten. Um die Planungssi-
cherheit und die Akzeptanz zu erhöhen, sollte die lokale Wirtschaft dabei mit einbezogen 
werden.

Trotz des steigenden Ausbaus erneuerbarer Energien (EE) in der IHK-Region stockt die 
Energiewende auf vielen Ebenen. Hohe Energiepreise und Netzentgelte und sich ständig 
verändernde Rahmenbedingungen verunsichern Unternehmen. Um die hochgesteckten 
Ziele der Klimaneutralität zu erreichen, ist die sukzessive Elektrifizierung der Mobilität und 
der Wärmeversorgung sowie einiger industrieller Prozesse unabdingbar. Zur Erreichung 
dieser Ziele werden regionale Pläne zum Infrastrukturausbau erarbeitet. Dazu zählen 
kommunale Wärmepläne, die größere Kommunen aufstellen müssen, Stromnetzausbau-
pläne für die verschiedenen Spannungsebenen oder auch Planungen für eine regionale 
Wasserstoffinfrastruktur. Die Umsetzung dieser Pläne erfordert jedoch hohe Investitionen 
und Personalkapazitäten und bedarf langer Genehmigungs- und Bauzeiten.
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Forderungen der IHK Kassel-Marburg:
1. Ausbau regionaler Erzeugungskapazitäten und von 
Netzinfrastruktur

Der auf die Anforderungen der Energiewende abgestimm-
te Ausbau der regionalen Erzeugungskapazitäten und der 
Energienetzinfrastruktur sollte vorangetrieben werden, um 
Versorgungssicherheit sowie möglichst geringe Energie-
preise und Netzentgelte langfristig zu gewährleisten. 

Im Schwalm-Eder-Kreis sollten insbesondere Windkraft 
auf Höhenlagen und Photovoltaik auf Dach- und Kon-
versionsflächen gezielt ausgebaut werden. Die Moder-
nisierung der Stromverteilnetze in ländlichen Regionen 
wie der Schwalm oder dem Knüll ist prioritär. Ziel ist es, 
regional erzeugten Strom auch lokal nutzen zu können, 
etwa durch Energiespeicher oder Direktvermarktung an 
Unternehmen. Der Ausbau sollte weitestgehend büro-
kratiearm, schnell und im Gleichschritt mit dem Ausbau 
erneuerbarer Energien geschehen. Zudem ist es wichtig, 
bei der Planung der Infrastruktur den verstärkten Einsatz 
von Digitalisierung und KI sowie die Elektrifizierung der 
verschiedenen Sektoren zu berücksichtigen. Auch ist in 
Anbetracht geopolitischer Risiken ein verstärkter Fokus 
auf Energieresilienz, Cyber-Security und Schutz regionaler 
Infrastruktur zu legen.

2. Vernetzung der Wasserstoffinfrastruktur mit Industrie 
und Landwirtschaft

Der Anschluss der Region an das geplante Wasserstoff-
Kernnetz sollte zügig umgesetzt werden. Im Schwalm-
Eder-Kreis ist eine frühzeitige Planung notwendig, um 
Industriecluster (zum Beispiel in Borken oder Melsungen) 
sowie Potenziale aus der Landwirtschaft (etwa Biogas oder 
PV-basierte Elektrolyse) zu berücksichtigen. Sinnvoll ist 
es außerdem, Verteilnetzstrukturen aufzubauen, gegebe-
nenfalls in Kooperation mit benachbarten Landkreisen und 
Forschungseinrichtungen wie der Universität Kassel.

3. Energiewende durch Digitalisierung

Kommunen und Städte können die Energiewende be-
schleunigen, indem sie Verwaltungsprozesse digitalisie-
ren und vereinfachen sowie ihre personelle Ausstattung 
zielgerichtet verbessern. Im Schwalm-Eder-Kreis sollte ein 
zentrales Online-Genehmigungsportal geschaffen werden, 
über das Energieprojekte wie PV-Freiflächenanlagen 
oder Ladeinfrastruktur schneller beantragt und verwaltet 
werden können. Zudem sind Schulungen für Mitarbeiter 
in den kommunalen Verwaltungen essenziell, insbesonde-
re in den Bereichen Energiewirtschaft, Fördermittel und 

Genehmigungsrecht, um technisches und regulatorisches 
Know-how aktuell zu halten.

4. Einheitliche und wirtschaftsfreundliche Regulierung

Eine lokale Regulierung durch ergänzende Energie-, Um-
welt- oder Klimavorschriften kann den Wirtschaftsstandort 
gefährden. Im Schwalm-Eder-Kreis sollten zusätzliche 
Regelungen vermieden werden, die über das Landes- oder 
Bundesrecht hinausgehen und Investitionen erschweren. 
Eine Harmonisierung innerhalb der Region – besonders im 
Vergleich zu Nachbarlandkreisen – ist notwendig, um keine 
Standortnachteile entstehen zu lassen.

5. Vorausschauende kommunale Wärmeplanung

Die kommunale Wärmeplanung sollte wirtschaftlich und 
technisch tragfähige Lösungen bieten, Planungs- und 
Investitionssicherheit schaffen und lokale Unternehmen 
frühzeitig in den Prozess einbinden. Im Schwalm-Eder-
Kreis sollten Wärmepläne im regionalen Verbund entwi-
ckelt werden. Fernwärmelösungen sind nur dort sinnvoll, 
wo sie dauerhaft wirtschaftlich tragfähig sind. In ländlichen 
Gebieten könnten dezentrale Lösungen wie Wärme-
pumpen, Hackschnitzelheizungen oder Nahwärmenetze 
geeigneter sein. Dabei sind auch Technologien zu berück-
sichtigen, die die regionale Wertschöpfung stärken.

6. Realistische Ziele

Realistische und erfüllbare Ziele für den Pfad zur Kli-
maneutralität sind notwendig, um Planungssicherheit und 
Glaubwürdigkeit zu gewährleisten. Die Politik sollte die 
strukturellen Besonderheiten des ländlichen Raums sowie 
Ressourcenengpässe kleiner Kommunen berücksichtigen. 
Zielkonflikte – etwa zwischen Landwirtschaft, Naturschutz 
und Energiewende – sollten transparent benannt und 
pragmatisch gelöst werden. 
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V. Die Region zukunftsfest aufstellen
Der Bezirk unserer Industrie- und Handelskammer befindet sich in tiefgreifenden Trans-
formationsprozessen: Digitalisierung, Energiewende, demografischer Wandel, Fachkräf-
temangel und die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit des Standorts erfordern ent-
schlossenes Handeln. Die Unternehmen im IHK-Bezirk sind bereit, diesen Wandel aktiv 
mitzugestalten. Damit dies gelingt, braucht es beginnend auf der kommunalen Ebene 
zukunftsgerichtete politische Strategien, eine effiziente und entschlackte Verwaltung, 
schnelle Genehmigungsverfahren sowie tragfähige Modelle der interkommunalen Zu-
sammenarbeit. Gleichzeitig verhindern bürokratische Hürden, langwierige Planungspro-
zesse und kleinteilige Zuständigkeiten häufig notwendige Investitionen. Die Agilität der 
sich oft im internationalen Wettbewerb befindlichen Unternehmen wird hierdurch negativ 
beeinflusst. Die Standortanalyse der IHK Kassel-Marburg aus dem Jahr 2024 hat in Bezug 
auf die Zukunftskonzepte der Region einen großen Handlungsbedarf ergeben.

Forderungen der IHK Kassel-Marburg:
1. Entwicklung regionaler und lokaler Zukunftsstrategien

Die IHK Kassel-Marburg fordert die Erarbeitung und 
Umsetzung lokaler und regionaler Zukunftsstrategien 
(zum Beispiel zur Transformation der Industrie, Energiein-
frastruktur inklusive Wärmenetze, Bildung und Fachkräf-
te). Die lokalen wirtschaftlichen Akteure sollten in deren 
Erarbeitung und Umsetzung eng eingebunden werden. Im 
Schwalm-Eder-Kreis ist insbesondere die Transformation 
der Maschinenbau-, Energie- und Baustoffwirtschaft zu 
berücksichtigen. Der Ausbau dualer Ausbildungsangebote 
und die gezielte Förderung beruflicher Weiterbildung in 
enger Zusammenarbeit mit den Unternehmen vor Ort sind 
essenziell.

2. Verbesserung politischer Mitwirkungsmöglichkeiten 
für Unternehmen

Gefordert wird eine systematische und frühzeitige Betei-
ligung der regionalen Wirtschaft an politischen Entschei-
dungen, insbesondere bei der Ausweisung von Flächen, 
Infrastrukturplanung, Klimastrategien und kommunalen 
Wirtschaftskonzepten. 

Politische Zukunftskonzepte – gleich welcher Konnotation 
– sollten grundsätzlich auf ihre Wirtschaftsfreundlichkeit 
überprüft werden. Im Schwalm-Eder-Kreis bedeutet das: 
Unternehmen sind frühzeitig an der Flächenentwicklung, 
dem Breitbandausbau, lokalen Mobilitätskonzepten und 
der Klimapolitik zu beteiligen. Eine enge Abstimmung mit 
den Wirtschaftsakteuren verbessert die Umsetzbarkeit 
und Akzeptanz.

3. Stärkung interkommunaler Zusammenarbeit

Kommunen im IHK-Bezirk sind aufgerufen, verstärkt 
interkommunale Gewerbe- und Industriegebiete zu 
entwickeln, zu erschließen und zu vermarkten. Gerade in 
ländlichen Regionen kann so eine wirtschaftliche Dynamik 
entstehen, die einzelne Kommunen allein nicht erreichen 
könnten. Die Planung von Flächen sollte künftig gemein-
deübergreifend, strategisch und an regionalen Potenzialen 
ausgerichtet erfolgen – nicht an lokalen Einzelinteressen. 
Erfolgreiche Modelle wie Zweckverbände oder gemeinsa-
me Vermarktungsplattformen sind auszuweiten. Für den 
Schwalm-Eder-Kreis sollten zudem gemeinsame Gewer-
beentwicklungen entlang verkehrsstrategischer Achsen 
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wie der A49, B254, B3 oder B253 im Fokus stehen. Digitale 
Plattformen und interkommunale Zweckverbände zur 
Flächenvermarktung können die wirtschaftliche Dynamik 
der Region deutlich erhöhen.

4. Modernisierung und Digitalisierung der Verwaltung

Unsere IHK fordert einen verbindlichen Digitalisierungs-
pfad für die kommunale Verwaltung: Ziel ist ein vollständig 
digitaler, medienbruchfreier Zugang zu Genehmigungs- 
und Förderverfahren für Unternehmen. Denn Wartezeiten 
auf kommunale Genehmigungen und Zulassungen erzeu-
gen bei Unternehmen enorme Mehrkosten. Bei zeitsen-
siblen Vorgängen – beispielsweise bei Führerschein- und 
Zulassungsstellen oder Ausländerbehörden – können 
Fast Lanes für die Wirtschaft sinnvoll sein. Im Schwalm-
Eder-Kreis sollte die Kreisverwaltung einen konkreten 
Digitalfahrplan etablieren, der schnelle und unkomplizierte 
Onlinedienste für Unternehmen vorsieht. Dazu gehören 
unter anderem digitale Antragsverfahren für Baugenehmi-
gungen, Gewerbeanmeldungen und Ausländerangelegen-
heiten.

5. Krisensichere Kommunen

Die Kommunen müssen sich für Katastrophen-, Sicher-
heits- und Verteidigungsfälle rüsten und die notwendigen 
Vorkehrungen treffen. Nur so kann gewährleistet werden, 
dass die negativen Auswirkungen solcher Ausnahmesitua-
tionen auf die lokale Bevölkerung und Wirtschaft minimiert 
werden können. Die IHK agiert hierfür gerne als Mittler 
zwischen der kommunalen Ebene und der Wirtschaft.

Für den Schwalm-Eder-Kreis bedeutet dies die konse-
quente Weiterentwicklung von Katastrophenschutzkon-
zepten unter Einbindung der regionalen Unternehmen, 
insbesondere bei kritischer Infrastruktur, Kommunikati-
onssystemen und Versorgungssicherheit. Die Bundes-
wehrstandorte in Fritzlar und Schwarzenborn machen den 
Schwalm-Eder-Kreis zu einem wichtigen Baustein der 
Gesamtverteidigung. In Krisenlagen braucht es ein starkes 
Miteinander von Bundeswehr, Verwaltung, Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft. Kommunalpolitik spielt dabei eine 
Schlüsselrolle: Sie schafft die Rahmenbedingungen für 
verlässliche Partnerschaften, regionale Vernetzung und 
eine widerstandsfähige Infrastruktur. Die Zusammenarbeit 
mit der Wirtschaft ist dabei nicht nur sicherheitspolitisch 
relevant – sie ist Teil moderner kommunaler Daseinsvor-
sorge. Nur gemeinsam sichern wir Handlungsfähigkeit und 
Stabilität – heute und in Zukunft.

Fazit
Eine wirtschaftlich starke Region braucht strategische Weitsicht, part-
nerschaftliche Zusammenarbeit und handlungsfähige Verwaltungsein-
heiten. Die IHK Kassel-Marburg steht bereit, diesen Weg gemeinsam 
mit Politik, Verwaltung und Kommunen zu gestalten. Voraussetzung 
dafür ist der Wille aller Beteiligten, über kommunale Grenzen hinaus-
zudenken, Prozesse zu vereinfachen und die Wirtschaft als Partner auf 
Augenhöhe zu verstehen. 
Gerade der Schwalm-Eder-Kreis kann durch gemeinsame Lösungen, 
interkommunale Zusammenarbeit und wirtschaftsfreundliche Verwal-
tungsprozesse ein starker Pfeiler im nordhessischen Wirtschaftsraum 
sein.
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VI. Kommunale Steuern und Abgaben
Hessenweit sehen sich die Kommunen zunehmend mit großen finanziellen Herausfor-
derungen konfrontiert. Nach Zahlen des Statistischen Landesamts verzeichneten vier 
von fünf Kommunen im Jahr 2024 ein Defizit. Die Hauptursachen dafür sind gestiegene 
Ausgaben insbesondere im Bereich der Sozialleistungen und bei den Personalkosten. 
Anstatt diese Haushaltsdefizite durch Einsparungen, Digitalisierung und ähnliche Aktivitä-
ten zu kompensieren, greifen viele Städte und Gemeinden in der Region der IHK Kassel-
Marburg zu Steuererhöhungen oder führen neue, zusätzliche Abgaben ein.

Grundsteuer

Im Zuge der Grundsteuerreform 2025 in Hessen wurde die Empfehlung der Landesre-
gierung zur aufkommensneutralen Umsetzung der Grundsteuerreform nicht von allen 
Kommunen berücksichtigt. Dies führte zu durchschnittlichen Steuererhöhungen von etwa 
zehn Prozent. Nur 131 von 421 hessischen Kommunen haben den empfohlenen Hebesatz 
übernommen. Im Schwalm-Eder-Kreis hat keine einzige Kommune den empfohlenen 
Hebesatz festgesetzt. Die IHK Kassel-Marburg fordert daher den Schwalm-Eder-Kreis 
und seine Kommunen auf, nachträglich aufkommensneutrale Hebesätze festzulegen, um 
zusätzliche Belastungen für Eigentümer und Unternehmen zu vermeiden.

Gewerbesteuer

Die Ausgestaltung des Kommunalen Finanzausgleichs trägt mittelbar zur Erhöhung 
der Gewerbesteuer bei. Denn dieser koppelt die Finanzzuweisungen des Landes an die 
Steuerkraft der jeweiligen Kommune. Dabei werden nicht die tatsächlichen Steuereinnah-
men zugrunde gelegt, sondern die Einnahmen, die sich aufgrund von fiktiven Hebesätzen 
(sogenannte Nivellierungshebesätze) ergeben würden. Diese Systematik schafft einen 
Automatismus, der implizit Steuererhöhungen verursacht. Kommunen unterhalb des 
Nivellierungshebesatzes werden veranlasst, ihre Hebesätze an den Nivellierungshebesatz 
heranzuführen, um Nachteile durch den kommunalen Finanzausgleich zu verhindern. 
Steigende Durchschnittswerte lassen wiederum die Nivellierungshebesätze in die Höhe 
klettern (Hebesatzspirale). Für Unternehmen bedeutet dies eine entsprechende Mehrbe-
lastung – ohne dass sich deren wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ändert.

Das Land Hessen plant, den Nivellierungshebesatz für die Gewerbesteuer von derzeit 357 
auf 380 Punkte anzuheben (§ 21 Finanzausgleichsgesetz). Diese Anhebung wird voraus-
sichtlich zu Gewerbesteuererhöhungen insbesondere bei leistungsstarken Städten und 
Gemeinden führen. Die IHK Kassel-Marburg fordert den Schwalm-Eder-Kreis auf, diesem 
Automatismus entgegenzuwirken und auf eine Anhebung bestehender Hebesätze zu 
verzichten. Zusätzlich sollte der kommunale Finanzausgleich so angepasst werden, dass 
wirtschaftsfreundliche Kommunen nicht benachteiligt werden.

Kommunale Zusatzsteuern
Zudem werden zusätzliche Belastungen wie Übernachtungssteuern, Tourismusabgaben 
oder die Einführung kommunaler Verpackungssteuern diskutiert und teilweise bereits 
realisiert.
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Übernachtungssteuer

Der Tourismusausschuss der IHK hat sich in seiner Sitzung 
am 17. März 2025 gegen zusätzliche Steuern auf Über-
nachtungen ausgesprochen, die von den Betrieben zusätz-
lich zu ihrer gewerblichen Steuerschuld zu entrichten sind. 
Um hessischen Kommunen eine wirtschaftsverträglichere 
Alternative zu Übernachtungssteuern zu ermöglichen, 
wurde das Kommunale Abgabengesetz (KAG) unter 
Einbezug der Wirtschaft angepasst. Kommunen haben 
demnach die Möglichkeit, einen Tourismusbeitrag zu 
erheben, der von den Gästen zu entrichten und von den 
Betrieben treuhänderisch einzutreiben ist. Der Tourismus-
beitrag wird separat ausgewiesen und erhöht damit nicht die Vermittlungsgebühren (z. B. 
Buchungsportale). Die erhobenen Beiträge sind zweckgebunden zu verwenden, so dass 
eine Reinvestition in die touristische Infrastruktur festgeschrieben ist. Auch das Konstrukt 
Tourismusbeitrag greift negativ in die Preisautonomie und in den Wettbewerb ein und be-
lastet auch Geschäftsreisende. Im Schwalm-Eder-Kreis fordert die IHK Kassel-Marburg, 
dass bei der Einführung eines solchen Tourismusbeitrags die betroffenen Übernachtungs-
betriebe frühzeitig einbezogen und die Einnahmen transparent zur Weiterentwicklung 
der touristischen Infrastruktur verwendet werden. Die Wirtschaft sollte, dem Beispiel der 
Stadt Frankfurt am Main folgend, in den Prozess der Mittelverwendung eingebunden sein.

Kommunale Verpackungssteuer

Einführung und Umsetzung kommunaler Verpackungssteuern sind mit einem erhebli-
chen bürokratischen und personellen Aufwand sowohl für die Unternehmen als auch für 
die Kommunen verbunden. Dieser verursacht hohe Verwaltungskosten. So müssten alle 
steuerpflichtigen Betriebe erfasst und ihre übermittelten Daten für die Steuerbescheide 
geprüft werden. Vor dem Hintergrund gestiegener Energie- und Rohstoffpreise sowie der 
allgemeinen wirtschaftlichen Unsicherheit würde eine Verpackungssteuer für die Unter-
nehmen eine zusätzliche Belastung bedeuten. Die Mehrkosten müssten vielfach an die 
Verbraucher weitergegeben werden, was zu höheren Preisen für Produkte und Dienstleis-
tungen führt. Dies könnte Kaufkraftverluste bei Gastronomie und Handel nach sich ziehen 
und den angestrebten Belebungen der Innenstädte entgegenwirken.

Zudem droht Wettbewerbsverzerrung durch regional unterschiedliche Regelungen: 
Unternehmen mit Filialen in mehreren Kommunen müssten abweichende Kassensysteme 
einführen und Personal unterschiedlich schulen – ein hoher organisatorischer Aufwand.

Viele Betriebe tätigen bereits freiwillig große Anstrengungen, um nachhaltige Verpa-
ckungslösungen zu etablieren. Eine pauschale Steuer trifft jedoch auch jene Unterneh-
men, die bereits in Mehrweglösungen investieren. Bereits heute sind Betriebe verpflich-
tet, im Rahmen der Mehrwegangebotspflicht entsprechende Alternativen anzubieten. 
Diese Systeme funktionieren bereits vielerorts gut. Zudem erhalten Kommunen seit 
2024 Mittel aus dem Einwegkunststofffonds, um die Reinigung öffentlicher Flächen zu 
finanzieren – bezahlt durch die Hersteller entsprechender Einwegprodukte. Der Schwalm-
Eder-Kreis sollte auf die Einführung solcher zusätzlichen Abgaben verzichten, um seine 
regionale Wirtschaft nicht zu gefährden und den Verwaltungsaufwand zu begrenzen.
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Forderungen der IHK Kassel-Marburg:
1. Einhaltung der Aufkommensneutralität bei 
der Grundsteuerreform

Kommunen sollten die empfohlenen Hebesätze 
des Landes Hessen übernehmen, um zusätzli-
che Belastungen für Eigentümer und Unterneh-
men zu vermeiden. Dies gilt insbesondere für 
den Schwalm-Eder-Kreis, dessen Kommunen 
bisher keine aufkommensneutralen Hebesätze 
festgelegt haben.

2. Verzicht auf Anhebung der Hebesätze/Re-
duzierung kommunaler Ausgaben

Die Reduktion der Ausgaben und deren Konso-
lidierung muss Vorrang haben vor der Erhebung 
und Erhöhung von Steuern und Gebühren. 
Zusätzlich ist es unabdingbar, die Mechanismen 
des kommunalen Finanzausgleichs so anzupas-
sen, dass Kommunen, die wirtschaftsfreundliche 
Hebesätze festlegen, nicht benachteiligt werden. Die vom 
Land Hessen geplante Anhebung des Nivellierungssatzes 
wird abgelehnt. Der Schwalm-Eder-Kreis wird aufgefor-
dert, diesem Automatismus nicht zu folgen.

3. Verzicht auf zusätzliche kommunale Abgaben

Neue Steuern wie die Übernachtungssteuer oder eine 
kommunale Verpackungssteuer sollten nicht eingeführt 
werden, da sie die Wirtschaft zusätzlich belasten, den Bü-
rokratieaufwand bei allen Beteiligten erhöhen und nur sehr 
begrenzte Lenkungswirkung entfalten. Dies gilt besonders 
im Schwalm-Eder-Kreis, wo eine einheitliche wirtschafts-
freundliche Regelung erforderlich ist. Sollten Kommunen 
beabsichtigen, eine Tourismusabgabe einzuführen, fordern 
wir diese auf, das betroffene Übernachtungsgewerbe 
frühzeitig mit einzubeziehen. Die Wirtschaft sollte, dem 
Beispiel der Stadt Frankfurt am Main folgend, in den Pro-
zess der Verwendung der Mittel eingebunden sein. Zudem 
gilt es, die erhobenen Beiträge zur Weiterentwicklung der 
touristischen Infrastruktur zu verwenden.

4. Stärkung des Konnexitätsprinzips

Wir erwarten, dass das Land Hessen und der Bund sicher-
stellen, dass neue Aufgaben, die den Kommunen übertra-
gen werden, auch mit ausreichender finanzieller Ausstat-
tung versehen sind. Die IHK Kassel-Marburg steht bereit, 
gemeinsam mit den Kommunen und dem Land Hessen an 
Lösungen zu arbeiten, die sowohl die finanzielle Stabilität 
der öffentlichen Hand als auch die Wettbewerbsfähigkeit 
der regionalen Wirtschaft sichern. Besonderes Augenmerk 
gilt dabei dem Schwalm-Eder-Kreis, der aufgrund der be-
schriebenen Entwicklungen gezielt wirtschaftsfreundliche 
Maßnahmen umsetzen sollte.
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VII. Zentren stärken
Der IHK-Bezirk Kassel-Marburg ist stark durch ländliche Räume mit einer Vielzahl histori-
scher Orts- und Stadtkerne geprägt. Solche Orte bilden wichtige Lebensmittelpunkte für 
die Bevölkerung, dienen als Identifikationsorte und tragen zur regionalen Attraktivität für 
Fachkräfte, Touristen und Unternehmen bei. Besonders im Schwalm-Eder-Kreis, mit sei-
nen charaktervollen Zentren wie Homberg (Efze), Melsungen, Fritzlar oder Schwalmstadt, 
kommt ihnen eine zentrale Bedeutung zu. Jedoch stehen viele Innenstädte und Ortskerne 
zunehmend unter Druck. Gründe hierfür sind zum Beispiel:

�� Erosion zentraler Versorgungsstrukturen: In zahlreichen Grundzentren ist die wohn-
ortnahe Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des täglichen Bedarfs nicht mehr 
gesichert. Einzelhandel, medizinische Dienste und Gastronomie verlagern sich an die 
Peripherie oder verschwinden ganz.

�� Funktionseinbußen in Mittel- und Oberzentren: Sinkende Passantenfrequenzen, 
zunehmende Leerstände und infrastrukturelle Defizite (zum Beispiel fehlende ÖPNV-
Anbindungen kleinerer Orte an Zentren wie Fritzlar oder Schwalmstadt) beeinträchti-
gen die Attraktivität. Selbst zentrale Städte wie Melsungen oder Homberg sind hiervon 
betroffen.

�� Strukturelle Veränderungen durch Digitalisierung: Der Onlinehandel stellt lokale Be-
triebe – vor allem kleine Einzelhändler und Dienstleister – vor enorme Herausforderun-
gen. Gerade im Schwalm-Eder-Kreis, wo viele Betriebe inhabergeführt und stark lokal 
verwurzelt sind, besteht ein hoher Handlungsdruck zur Digitalisierung und Erschlie-
ßung neuer Vertriebskanäle.

�� Nutzungseinseitigkeit und unzureichende Flächenproduktivität: Ortskerne wie 
in Borken oder Treysa sind häufig noch autozentriert und werden monostrukturell 
genutzt. Aufenthaltsqualität, Nutzungsmischung und Mobilitätsangebote bleiben oft 
hinter den heutigen Erwartungen zurück.

Die Funktionalität der Ortszentren 
ist essenziell für die Lebensqualität 
im ländlichen Raum, die wirtschaft-
liche Dynamik der Region sowie die 
Bewältigung des demografischen 
Wandels. Die Kommunen – insbeson-
dere im Schwalm-Eder-Kreis – stehen 
hier in besonderer Verantwortung, die 
Zukunftsfähigkeit ihrer Zentren aktiv 
zu gestalten.
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Forderungen der IHK Kassel-Marburg:
1. Priorisierung städtebaulicher Entwicklung nach innen

Die kommunale Bauleitplanung im Schwalm-Eder-Kreis 
sollte gezielt auf die Stärkung zentraler Versorgungsberei-
che ausgerichtet sein. Die Innenentwicklung – etwa in der 
Altstadt von Fritzlar, im Stadtkern von Homberg oder im 
Bereich der Bahnhofstraße in Schwalmstadt-Treysa – hat 
Vorrang vor der Ausweisung neuer Flächen auf der „Grü-
nen Wiese“.

Die ortsbildprägende Altbausubstanz soll erhalten, 
modernisiert und für neue Nutzungen aktiviert werden, 
insbesondere für Wohnen, Dienstleistungen, Gastronomie, 
Kultur und kleinteiligen Einzelhandel. Um die Sanierung 
historischer Bausubstanz – gerade auch von Fachwerk-
gebäuden – zu fördern, soll der Denkmalschutz deutlich 
vereinfacht werden. Ziel ist es, Sanierungsverfahren zu 
beschleunigen und die Kostenbelastung für Eigentüme-
rinnen und Eigentümer zu senken. Dabei soll der Erhalt 
der äußeren Erscheinung des historischen Stadtbildes 
weiterhin im Mittelpunkt stehen, jedoch ohne zwingend 
den Einsatz historischer oder traditioneller Baumaterialien 
vorzuschreiben. Flexiblere Vorgaben können dazu beitra-
gen, mehr Gebäude für moderne Wohn-, Dienstleistungs- 
oder Handelsnutzungen zu ertüchtigen und den Leerstand 
zu reduzieren.

2. Einführung eines kommunalen Zentrenmanagements 

Kommunen im Schwalm-Eder-Kreis sollen dauerhaft ein 
professionelles Zentren- und Leerstandsmanagement 
etablieren, das gezielt Akteure vernetzt, Flächen vermittelt, 
kreative Zwischennutzungen unterstützt und neue Nut-
zungsideen moderiert. Interkommunale Kooperationen 
– zum Beispiel über die Kreisentwicklung oder regionale 
Wirtschaftsförderung – können Synergien schaffen. Lokale 
Standortgemeinschaften, Netzwerke und Kooperationen 
zwischen Stadtverwaltung, Gewerbetreibenden, Eigen-
tümerinnen und Eigentümern sowie der Zivilgesellschaft 
sind aktiv zu fördern.

3. Zukunftsfähige digitale und analoge Infrastruktur der 
Zentren 

Kommunen sollten in leistungsfähige Breitband- und Mo-
bilfunkversorgung ebenso investieren wie in intelligente 
Verkehrskonzepte, Parkraumlösungen für touristische Hot-
spots (beispielsweise Ederauen) sowie moderne ÖPNV-
Anbindungen zwischen Grundzentren und Mittelzentren. 
Innovative Ansätze wie bedarfsorientierte City-Logistik, 
Mikrodepots und E-Ladestationen sind auch im ländlichen 

Raum – etwa im Zuge von Pilotprojekten – in kommunale 
Infrastrukturkonzepte einzubeziehen.

4. Schaffung von Erlebnisräumen und Aufenthaltsqualität

Zentren im Schwalm-Eder-Kreis fungieren nicht länger 
nur als Einkaufsorte, sondern sollten als Lebensräume mit 
multifunktionalen Nutzungsmöglichkeiten begriffen und 
entwickelt werden. Formate wie das Melsunger Heimat-
fest, der Weinfest-Sommer in Fritzlar oder der „Marktplatz 
Homberg“ können Modellcharakter für eine stärkere kultu-
relle und soziale Belebung haben. Regelmäßige Veranstal-
tungen, Märkte und Aktionen sind daher weiter auszubau-
en. Hierfür sind Genehmigungsprozesse zu vereinfachen, 
Budgets langfristig zu sichern und Initiativen vor Ort durch 
Kreispolitik und Kommunen aktiv zu begleiten. Verkaufs-
offene Sonntage sollten rechtssicher umsetzbar sein und 
lokale Standortgemeinschaften bei der Umsetzung unter-
stützt werden.

5. Strategischer Einsatz von Fördermitteln 

Förderprogramme von Land, Bund und EU – zum Beispiel 
Stadtumbau Hessen, Zukunft Innenstadt oder IKEK – sind 
systematisch und strategisch zu nutzen. Hierfür braucht 
es in den Verwaltungen entsprechende Kapazitäten und 
Qualifikationen – unter anderem bei der Kreisverwaltung 
Homberg oder in interkommunalen Projektbüros. Mittel 
sollten besonders für Maßnahmen der Belebung, Moderni-
sierung, Mobilität und Digitalisierung in Zentren gebündelt 
und lokal angepasst eingesetzt werden, beispielsweise für 
die Sanierung von Ortskernen, digitale Bürgerplattformen 
oder Sharing-Angebote im ländlichen Raum.
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VIII. Leben und Wohnen 
Nordhessen und die Region Marburg stehen vor großen strukturellen Herausforderun-
gen, die das Leben und Wohnen in den ländlich geprägten Kommunen zunehmend 
beeinflussen. Der demografische Wandel, infrastrukturelle Mängel, langwierige Planungs-
verfahren und Defizite bei der Nah- und Gesundheitsversorgung wirken sich spürbar auf 
die Attraktivität, die Lebensqualität und die Wettbewerbsfähigkeit der Regionen aus und 
verschärfen den Fachkräftemangel im ländlichen Raum. Gleichzeitig eröffnen Digitalisie-
rung, flexible Wohn- und Nutzungskonzepte sowie Förderinstrumente Chancen für eine 
zukunftsfähige Entwicklung.

Forderungen der IHK Kassel-Marburg:
1. Planungsbeschleunigung ermöglichen

Der Auf- und Ausbau von Eilverfahren und digitalen 
Genehmigungsprozessen für Bau- und Umnutzungsmaß-
nahmen ist in den Kommunen sicherzustellen. Zuständig-
keiten müssen klar definiert und Genehmigungsfristen 
gesetzlich verkürzt werden.

�� Einführung standardisierter Eilverfahren für Wohn- und 
Umnutzungsprojekte

�� Digitalisierung von Planungs- und Genehmigungspro-
zessen

�� Klare Regelungen zu Zuständigkeiten und Genehmi-
gungsfristen auf kommunaler Ebene

�� Aufbau interkommunaler Kompetenzzentren zur Entlas-
tung überforderter Bauämter

2. Förderprogramme gezielt auf Sanierung und Umnut-
zung ausrichten

Es braucht kommunale Förderkulissen, die gezielt Leer-
standsbeseitigung, Umnutzungskonzepte und energeti-
sche Sanierungen unterstützen – mit niedrigschwelliger 
Antragstellung.

�� Kommunale Förderprogramme für Sanierungen und 
Umbauten mit Fokus auf Ortskerne

�� Unterstützung innovativer Nutzungskonzepte (z. B. Co-
Working + Wohnen)

�� Finanzielle Anreize für energetische Modernisierungen 
im Bestand

�� Vereinfachung der Fördermittelvergabe durch schlanke 
Antragsverfahren
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3. Denkmalschutz modernisieren 

Eine Flexibilisierung der Denkmalschutzauflagen ist drin-
gend erforderlich, insbesondere im ländlichen Raum. Eine 
wirtschaftliche Verwertung und Nutzung muss Vorrang vor 
pauschalen Substanzerhaltungspflichten haben.

�� Überarbeitung bestehender Denkmalschutzrichtlinien 
mit Fokus auf die Nutzbarkeit

�� Einführung von Ermessensspielräumen bei wirtschaft-
lich tragfähigen Umbauplänen

�� Vereinfachte Verfahren für energetische Sanierungen 
und die Nutzung erneuerbarer Energien bei denkmal-
geschützten Gebäuden

�� Aufbau regionaler Beratungskompetenz für denkmalge-
rechte und wirtschaftliche Lösungen

4. Medizinische Infrastruktur sichern

Kommunen müssen aktiv mit Krankenhäusern, Pflegeein-
richtungen und privaten Akteuren Konzepte zur Sicherung 
der medizinischen Grundversorgung in der Fläche entwi-
ckeln – inklusive telemedizinischer Ansätze und mobiler 
Versorgungseinheiten.

�� Ausbau telemedizinischer Angebote und digitaler Ge-
sundheitslösungen

�� Unterstützung von Kooperationen zwischen Kommu-
nen, Kliniken und niedergelassenen Ärzten

�� Förderung von Modellprojekten für mobile Versor-
gungsstrukturen (Arztmobil, rollende Apotheke)

�� Entwicklung kommunaler Gesundheitsstrategien unter 
Einbindung regionaler Akteure

5. Ortsnahe Nahversorgung fördern

Um die Lebensqualität im ländlichen Raum zu erhalten, 
ist die ortsnahe Versorgung mit Gütern und Dienstleistun-
gen des täglichen Bedarfs sicherzustellen und strategisch 
weiterzuentwickeln.

�� Förderung von Dorfläden, Wochenmärkten und rollen-
den Versorgungseinheiten

�� Bereitstellung und Entwicklung von Gewerbeflächen im 
Ortskern für Handel und Dienstleistungen

�� Unterstützung digitaler Versorgungsmodelle (regionale 
Onlineplattformen und Lieferservices)

�� Integration lokaler Anbieter in digitale Wertschöpfungs-
ketten durch Beratung und Förderprogramme
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IX. Tourismus stärken und  
weiterentwickeln
Tourismus in seiner vielschichtigen Gesamtheit ist nicht nur ein Wirtschaftszweig, der in 
Hessen eine Wertschöpfung von 6,9 Milliarden Euro erzeugt (Quelle: Dwif, Wirtschafts-
faktor Tourismus Hessen 2024), sondern auch ein wichtiger Standortfaktor. Touristische 
Infrastruktur vom Restaurant über den Wander- und Radweg bis hin zum Wochenendaus-
flugsziel stellt im Gesamtkonstrukt einen bedeutenden Faktor für die Lebensqualität vor 
Ort dar. Sie ist dadurch wichtig für den Erhalt und Gewinn von Fach- und Arbeitskräften. 

Den Bezirk der IHK Kassel-Marburg decken mit der GrimmHeimat Nordhessen und 
dem Lahntal zwei leistungsfähige, landkreisübergreifende (im Falle des Lahntals sogar 
bundeslandübergreifende) Destinationen ab. Diese bündeln Interessen, vermarkten die 
Destinationen überregional und entwickeln sie anknüpfend an Leitlinienvorgaben des 
Landes Hessen weiter. Neben einem Zuschuss des Landes werden diese Destinationen 
vor allem aus den zugehörigen Landkreisen finanziert. Auf der darunterliegenden Ebene 
sind viele Städte und Gemeinden in unserer Region bereits in touristischen Arbeitsge-
meinschaften organisiert. In interkommunaler Zusammenarbeit und mit der notwendigen 
Expertise bespielen sie das Feld effizient. Andere Kommunen sehen keine Notwendigkeit, 
den Standortfaktor Tourismus sichtbar zu machen und die interkommunalen Synergien zu 
nutzen, oder sie machen wenig effiziente Alleingänge. 

Touristische Betriebe zahlen bereits jetzt Grund-, Gewerbe- und Ertragsteuern und 
finanzieren damit diese Infrastruktur mit. Neuere kommunalpolitische Irrwege versuchen, 
die Betriebe in Form von Übernachtungssteuern zusätzlich zu belasten. Dadurch werden 
Wachstumsimpulse unterdrückt. 
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Forderungen der IHK Kassel-Marburg:
1. Touristische Strukturen etablieren und effizient gestalten

Dem Gast ist es egal, in welcher Gemeinde oder in 
welchem Landkreis er sich gerade befindet – er will an 
den Edersee, ins Lahntal oder in das Rotkäppchenland. 
Touristische Entwicklung sollte nicht an Stadt und Ge-
meindegrenzen halt machen und sollte immer ganzheitlich 
betrachtet werden. 

�� Interkommunale touristische Arbeitsgemeinschaften 
weiter etablieren und weiße Flecken schließen

�� Doppelstrukturen im Tourismusmanagement zwischen 
Destination, TAG, Landkreis sowie Städten und Ge-
meinden vermeiden und auflösen

�� Vorhandene Mittel effektiv und effizient einsetzen

2. Touristische Entwicklung #gemeinsam mit den Betrieben

Gerade die Beherbergungs-, Gastronomie- und Freizeit-
betriebe kennen ihre Kundenstrukturen sehr genau und 
stellen dieses Wissen gerne zur Weiterentwicklung zur 
Verfügung. Wertschöpfungsketten sollten bei kommuna-
len Investitionen immer mitbedacht werden. 

�� Betriebe in die Weiterentwicklung mit einbinden

�� Tourismus mit Fokus auf Kunden und Wertschöpfungs-
ketten denken

�� Den Geschäftsreisetourismus nicht außer Acht lassen

3. Tourismusfinanzierung

Beherbergungsbetriebe sind nicht dafür verantwortlich, 
kommunale Finanzen durch Übernachtungssteuern zu 
konsolidieren. Kommunen müssen touristische Angebote 
als Infrastruktur und Daseinsvorsorge verstehen.

�� Mehrbelastungen für Beherbergungsbetriebe, insbe-
sondere Übernachtungssteuern, lehnen wir ab

�� Tourismus muss als Wirtschaftsförderung verstanden 
werden

�� Verlässliche Finanzierungsstrukturen für touristische Ar-
beitsgemeinschaften und Kooperationen sicherstellen
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ihk.de/kassel-marburg 
instagram.com/ihk_kassel_marburg

facebook.com/IHKKasselMarburg 
youtube.de/IHKKassel

linkedin.com/company/ihk-kassel-marburg	
x.com/IHKKassel

Industrie- und Handelskammer Kassel-Marburg
Kurfürstenstraße 9
34117 Kassel 

  0561 7891-0 
  info@kassel.ihk.de 
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